
 

  

S 18 SO 1707/05

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung 23
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Krankenkostzulage
Leitsätze -
Normenkette § 76 BSHG

1. Instanz

Aktenzeichen S 18 SO 1707/05
Datum 31.08.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 23 B 1048/05 SO NZB
Datum 25.11.2005

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde der KlÃ¤gerin gegen die Nichtzulassung der Berufung im Urteil des
Sozialgerichts Berlin vom 31. August 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.
AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Die KlÃ¤gerin bezog ab 01. Juni 2004 bedarfsorientierte Grundsicherungsleistungen
nach dem Grundsicherungsgesetz GSiG in HÃ¶he von 631,09 EUR, worin ein
Mehrbedarf von 15 v. H. des Regelsatzes fÃ¼r den Haushaltsvorstand (= 44,40
EUR) nach Â§ 3 Abs. 1 Ziffer 1 GSiG enthalten war. Daneben bezog die KlÃ¤gerin ein
Altersruhegeld in HÃ¶he von 165,45 EUR.

Nachdem mit Widerspruchsbescheid vom 15. September 2004 ein Mehrbedarf fÃ¼r
kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung nach dem Gesetz Ã¼ber eine bedarfsorientierte
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung â�� GsiG â�� abgelehnt worden
war, beantragte die KlÃ¤gerin bei dem Beklagten die Bewilligung einer
Krankenkostzulage nach den Vorschriften des Bundessozialhilfegesetzes BSHG.
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Mit Bescheid vom 06. Dezember 2004 gewÃ¤hrte der Beklagte der KlÃ¤gerin Hilfe
zum Lebensunterhalt nach dem BSHG fÃ¼r die Monate August 2004 bis Dezember
2004 in HÃ¶he von 7,91 EUR monatlich und eine Weihnachtsbeihilfe in HÃ¶he von
63,91 EUR. Dabei wurde ein sozialhilferechtlicher Bedarf in HÃ¶he von 781,03 EUR
unter BerÃ¼cksichtigung eines Mehrbedarfs nach Â§ 23 BSHG fÃ¼r
kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung in HÃ¶he von 52,31 EUR und eines Mehrbedarfs
nach Â§ 23 BSHG wegen Alters in HÃ¶he von 59,20 EUR zugrunde gelegt. Als nach
Â§ 76 BSHG einzusetzendes Einkommen berÃ¼cksichtigte der Beklagte das
Altersruhegeld der KlÃ¤gerin in HÃ¶he von 165,45 EUR und die Leistungen nach
dem GSiG in HÃ¶he von 631,09 EUR monatlich. Nach Abzug von Aufwendungen
fÃ¼r die Hausratsversicherung, Haftpflichtversicherung und sonstige
Versicherungen berÃ¼cksichtige der Beklagte ein einzusetzendes Einkommen in
HÃ¶he von 773,12 EUR monatlich. Daraus errechnete sich ein Bedarf (Hilfe zum
Lebensunterhalt 781,03 EUR abzÃ¼glich Einkommen 773,12 EUR) in HÃ¶he von
7,91 EUR.

Mit ihrem Widerspruch vom 13. Dezember 2004 machte die KlÃ¤gerin geltend, ihr
stÃ¼nden 52,31 EUR monatlich fÃ¼r kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung zu. Dieser
Betrag sei zu ihrer Grundsicherung zur Auszahlung zu bringen. Ein in den
Grundsicherungsleistungen nach Â§ 3 GSiG enthaltener Betrag in HÃ¶he von 44,40
EUR monatlich mÃ¼sse bei der Berechnung der Krankenkostenzulage
anrechnungsfrei sein.

Der Beklagte wies mit Bescheid vom 17. MÃ¤rz 2005 den Widerspruch mit der
BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck, mangels gesetzlicher Grundlage kÃ¶nne der bei den
Leistungen zur Grundsicherung anerkannte Mehrbedarf bei der Ermittlung des
Sozialhilfeanspruchs nicht anrechnungsfrei sein.

Mit ihrer am 23. MÃ¤rz 2005 vor dem Sozialgericht Berlin erhobenen Klage hat die
KlÃ¤gerin ihr Begehren weiter verfolgt und beantragt, die Beklagte zu verurteilen,
ihr fÃ¼r den Zeitraum vom 01. August 2004 bis zum 31. Dezember 2004 noch
monatlich 44,40 EUR, insgesamt 222,00 EUR zuzÃ¼glich Zinsen ab 01. Januar 2005
zu zahlen.

Die KÃ¼rzung ihrer Krankenkostzulage von monatlich 52,31 EUR auf 7,91 EUR
monatlich sei rechtlich nicht zulÃ¤ssig. Ihr monatliches Einkommen betrage 728,72
EUR und nicht, wie von dem Beklagten berechnet, 756,54 EUR. FÃ¼r eine
KÃ¼rzung der Krankenkostzulage sehe das Gesetz keine Grundlage vor.

Sie hat beantragt,

den Bescheid vom 06. Dezember 2004 in der Fassung des Widerspruchsbescheids
vom 17. MÃ¤rz 2005 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu verurteilen, an sie
ergÃ¤nzende Hilfe zum Lebensunterhalt fÃ¼r August bis Dezember 2004 ohne
BerÃ¼cksichtigung des Grundsicherungszuschlags von "44,44 EUR" zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt,
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die Klage abzuweisen.

Er ist bei der mit dem Widerspruchsbescheid vertretenen Rechtsauffassung
verblieben.

Mit Urteil vom 31. August 2005 hat das Sozialgericht die Klage mit der
BegrÃ¼ndung abgewiesen, das Einkommen der KlÃ¤gerin aus Leistungen zur
Grundsicherung und dem Altersruhegeld sei zutreffend gemÃ¤Ã� Â§ 76 BSHG
berÃ¼cksichtigt worden, der Zuschlag nach Â§ 3 Abs. 1 Nr. 1 GSiG sei im Rahmen
des Â§ 76 BSHG nicht anrechnungsfrei.

Das Sozialgericht hat die Berufung nicht zugelassen.

Gegen die Nichtzulassung der Berufung hat die KlÃ¤gerin am 20. September 2005
Beschwerde eingelegt.

Sie macht geltend, das Sozialgericht habe das bereinigte Nettoeinkommen
gemÃ¤Ã� Â§ 76 BSHG fehlerhaft berechnet. Die geforderte Summe in HÃ¶he von
44,44 EUR monatlich stÃ¼nde ihr nach Â§ 37 BSHG als Krankenhilfe zu. Es handele
sich nicht um laufende Hilfe zum Lebensunterhalt. Eine Ã¤rztliche Bescheinigung
habe sie bei dem Beklagten eingereicht. Der Beklagte habe auch ab August 2004
monatlich 52,31 EUR fÃ¼r kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung berÃ¼cksichtigt. Von
diesen bewilligten 52,31 EUR habe der Beklagte aber nur 7,91 EUR monatlich zur
Auszahlung gebracht. Es sei verfahrensfehlerhaft, wenn das Sozialgericht laufende
Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherungsleistungen "in einen Topf werfe".
Krankenkostzulage sei gemÃ¤Ã� Â§ 37 BSHG Krankenhilfe. Bereits aus dem Wort
"Krankenkostzulage" folge, dass es sich um eine Zulage zu anderen Leistungen
handele. Nach der Rechtsauffassung des Sozialgerichts hÃ¤tte der Beklagte im Jahr
2004 auch die Zahnbehandlung verweigern kÃ¶nnen. Bei der Berechnung des
bereinigten Nettoeinkommens nach Â§ 76 BSHG sei dem Sozialgericht zudem ein
Berechnungsfehler unterlaufen. Es seien weitere monatliche Ausgaben von ihrer
Rente in Abzug zu bringen, so dass sich das einzusetzende Einkommen weiter
verringere.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 31. August 2005
zuzulassen.

Der Beklagte beantragt,

die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Berufung abzuweisen.

Er hÃ¤lt das Urteil fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten hinsichtlich des Sach- und Streitstandes zum
Zeitpunkt der Entscheidung wird auf die Gerichtsakte und auf die beigezogenen
VerwaltungsvorgÃ¤nge des Beklagten verwiesen, die Gegenstand der Beratung
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gewesen sind.

II.

Die Beschwerde ist zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet.

Nach Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Sozialgerichtsgesetz SGG bedarf die Berufung der
Zulassung in dem Urteil des Sozialgerichts oder aufgrund Beschwerde durch
Beschluss des Landessozialgerichts, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes
bei einer Klage, die eine Geld- oder Sachleistung oder einen hierauf gerichteten
Verwaltungsakt betrifft, 500,00 EUR nicht Ã¼bersteigt. Ein solcher Fall liegt hier
vor. Die KlÃ¤gerin hat mit der Klage Geldleistungen in HÃ¶he von 222,00 EUR
geltend gemacht. Dieser geltend gemachte Klageanspruch ist mit dem Urteil des
Sozialgerichts abgewiesen worden, so dass der Beschwerdewert des Â§ 144 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 SGG nicht erreicht wird. Die Berufung ist auch mit dem Tenor des
Urteils nicht zugelassen worden.

Die Beschwerde ist zulÃ¤ssig. Die Nichtzulassung der Berufung kann durch
Beschwerde angefochten worden, einer Abhilfeentscheidung des Sozialgerichts
bedarf es nicht (Â§ 145 Abs. 1, Abs. 4 SGG).

Die Berufung ist nicht zuzulassen, ein gesetzlicher Zulassungsanspruch liegt nicht
vor.

Die Berufung ist gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs. 2 SGG zuzulassen, wenn

1. die Rechtssache grundsÃ¤tzliche Bedeutung hat,

2. das Urteil von einer Entscheidung der Landessozialgerichte, des
Bundessozialgerichts oder des Gemeinsamen Senats der obersten GerichtshÃ¶fe
des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser
Abweichung beruht oder

3. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel
geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

Das angefochtene Urteil weicht nicht von einer Entscheidung der genannten
Gerichte ab. Soweit die KlÃ¤gerin auf Entscheidungen des
Bundesverwaltungsgerichts verweist, finden sich unter den von ihr angegebenen
Fundstellen keine einschlÃ¤gigen Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts.

Aufgrund einer Ã�nderung des Â§ 23 BSHG durch das Zweite
Haushaltsstrukturgesetz HStruktG kann eine Krankenkostzulage seit dem 01. April
1982 nicht mehr im Rahmen der Krankenhilfe, sondern nur noch als Mehrbedarf
nach Â§ 23 Abs. 4 BSHG und damit nicht mehr unter den fÃ¼r den HilfeempfÃ¤nger
gÃ¼nstigeren Einkommensgrenzen gewÃ¤hrt werden (vgl.
Streicher/Schelter/Kunz/Decker, Bundessozialhilfegesetz, 40.EL, Stand: September
2000, Â§ 23, Anmerkung 23; LPK BSHG, 4. Auflage, Â§ 23, Anmerkung 20). Soweit
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sich die KlÃ¤gerin auf Rechtsprechung zur Rechtslage vor dieser Ã�nderung
bezieht, kann damit keine Abweichung des sozialgerichtlichen Urteils begrÃ¼ndet
werden.

Ein Verfahrensfehler liegt nicht vor. Ein Verfahrensmangel ist ein VerstoÃ� gegen
eine Vorschrift, die das sozialgerichtliche Verfahren, nicht das
Widerspruchsverfahren und nicht das Verwaltungsverfahren regelt. Es geht dabei
nicht um die Richtigkeit der Entscheidung des Sozialgerichts, sondern um das
prozessuale Vorgehen des Gerichts auf dem Wege zum Urteil (Meyer Ladewig in:
Meyer Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 8. Auflage, Â§ 144, Anmerkung 32). Ein
solcher Mangel wird von der KlÃ¤gerin nicht geltend gemacht. Soweit sie rÃ¼gt, das
Sozialgericht habe die Rechtsgrundlage fÃ¼r den geltend gemachten Anspruch auf
Krankenkostzulage verkannt, so lÃ¤ge darin, selbst wenn der Vortrag zutrÃ¤fe, kein
Verfahrensmangel.

Die Rechtssache hat auch keine grundsÃ¤tzliche Bedeutung. Eine solche wÃ¤re
anzunehmen, wenn eine bisher nicht geklÃ¤rte, klÃ¤rungsbedÃ¼rftige und
klÃ¤rungsfÃ¤hige Rechtsfrage aufgeworfen wÃ¤re. Eine tatsÃ¤chliche Frage ist
nicht ausreichend, auch wenn spezielle ErfahrungssÃ¤tze betroffen sind.
GrundsÃ¤tzliche Bedeutung liegt auch vor, wenn das Interesse der Allgemeinheit an
einer einheitlichen Rechtsprechung und Fortentwicklung des Rechts berÃ¼hrt ist
und wenn zu erwarten ist, dass die Entscheidung dazu fÃ¼hren kann, die
Rechtseinheit in ihrem Bestand zu erhalten oder die Weiterentwicklung des Rechts
zu fÃ¶rdern.

Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor. Die vom Sozialgericht entschiedene
Rechtsfrage zum seit 01. Januar 2005 auÃ�er Kraft getretenen BSHG, dass im
Rahmen des Â§ 76 BSHG bei der Anrechnung von Leistungen nach dem GSiG
(ebenfalls seit dem 01. Januar 2005 auÃ�er Kraft) berÃ¼cksichtigte Mehrbedarfe
nicht anrechnungsfrei bleiben, ist nicht (mehr) klÃ¤rungsbedÃ¼rftig, da die
Vorschriften des BSHG und des GSiG seit dem 01. Januar 2005 nicht mehr in Kraft
sind. Die von der KlÃ¤gerin aufgeworfene Rechtsfrage ist auch nicht fÃ¼r das neue
Recht nach dem Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch SGB XII klÃ¤rungsbedÃ¼rftig.
Die nunmehr in den Â§Â§ 41 ff. SGB XII geregelten Leistungen der Grundsicherung
entsprechen den Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt, so dass eine
ergÃ¤nzende Hilfe zum Lebensunterhalt nicht in Betracht kommt (Grube in:
Grube/Warendorf, SGB XII, Â§ 19, Anmerkung 27). Die vom Sozialgericht
entschiedene Rechtsfrage stellt sich damit nicht mehr. Dass eine erhebliche Zahl
von HilfeempfÃ¤ngern noch von der entschiedenen Rechtsfrage betroffen ist, ist
dem Senat nicht bekannt und von der KlÃ¤gerin auch nicht vorgetragen worden.

Die Kostenentscheidung folgt aus der entsprechenden Anwendung des Â§ 193 SGG.

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde angefochten werden (Â§ 177 SGG),
dadurch wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 31. August 2005
rechtskrÃ¤ftig (Â§ 145 Abs. 4 Satz 5 SGG).
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Erstellt am: 27.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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